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Zu den türkischen Militäraktionen gegen die kurdische Zivilbevölkerung 


Vorbemerkung der Fragesteller 

Am 3 1 . März 2006 hat die EU die Türkei aufgefordert, die Unruhen in den von 
Kurdinnen und Kurden bewohnten Gebieten friedlich beizulegen und die 
Rechte der kurdischen Minderheit zu gewährleisten. 

Bei Trauerfeiem für 14 während eines Einsatzes der türkischen Armee getöte- 
ter Kurdinnen und Kurden kam es am 28. März 2006 in Diyarbakir zu Aus- 
schreitungen: Nach der Beerdigung hatte sich ein Demonstrationszug formiert, 
der von der Polizei mit Schusswaffen und Tränengas angegriffen wurde. Die 
Zahl der Verletzten betrug über 100, zwei Demonstranten wurden getötet. Dar- 
über haben deutsche und internationale Medien berichtet, z. B. das ZDF am 
28. März 2006, die „Basler Zeitung“ am 29. März 2006, REUTERS am 1 . April 
2006, „Der Standard“ am 30. März 2006. 

Als Reaktion blieben einige Tage lang in vielen Stadtteilen Diyarbakirs die 
Läden aus Protest geschlossen. Die Proteste weiteten sich auch auf zahlreiche 
andere kurdische und türkische Städte aus. Die Unruhen verstärkten sich, als bei 
der Beerdigung der Opfer in Diyarbakir Polizei und Militär wieder gewaltsam 
gegen die Zivilbevölkerung vorging. Wieder wurden Zivilisten erschossen, 
darunter auch Jugendliche und Kleinkinder, wieder wurden zahlreiche Zivilis- 
ten verletzt oder verhaftet. Es entwickelten sich bürgerkriegsähnliche Situatio- 
nen. 

Die Online-Ausgabe der Wiener Zeitung vom 4. April 2006 berichtete mit 
Bezug auf die türkische Zeitung „Zaman“, dass 190 Kinder von der Polizei 
festgenommen, 3 1 von ihnen bereits von Gerichten verurteilt wurden. Andere 
Berichte gehen von höheren Zahlen aus. 

Die Partei für eine Demokratische Gesellschaft (DTP), der der Bürgermeister 
von Diyarbakir, Osman Baydemir, angehört, rief in einer Presseerklärung dazu 
auf, die Auseinandersetzungen in Diyarbakir zu beenden. 

Der türkische Kassationsgerichtshof leitete Ermittlungen ein um zu prüfen, ob 
die DTP in die Vorfälle in Diyarbakir verwickelt ist. Das Innenministerium hat 
Ermittlungen gegen Osman Baydemir als Bürgermeister von Diyarbakir in 
Gang gesetzt, weil er die PKK gelobt haben soll. Auch die Staatsanwaltschaft 
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in Diyarbakir ermittelt gegen Osman Baydemir und einige DTP-Provinzvor- 
sitzende. 

Der türkische Ministerpräsident erklärte laut „Milliyet“ vom 31. März 2006: 
„Unsere Sicherheitskräfte werden die notwendigen Interventionen gegen all 
diejenigen durchführen, die sich zum Werkzeug des Terrors machen, auch 
wenn es Kinder oder Frauen sind. Ich möchte, dass dies klar verstanden wird.“ 

Die internationale Presse insbesondere die, deren Mitarbeiter im Land selbst 
recherchiert haben, wie z. B. AP und REUTERS, nennen als Ursachen für die 
Protestaktionen der kurdischen Zivilbevölkerung, das Ausbleiben der gegen- 
über der EU zugesagten Reformen im Bereich der Menschenrechte und der 
Wirtschaft, „ln den Schulen bleibt die kurdische Sprache verboten, und unter 
EU -Druck gemachte Versprechungen, der seit Generationen ökonomisch 
schwer vernachlässigten Region endlich durch Investitionen und ein umfang- 
reiches Regierungsprogramm zum Aufschwung zu verhelfen, bleiben bis heute 
unerfüllt.“ So die „Salzburger Nachrichten“ am 5. April 2006. 


1 . Hat die Bundesregierung gegenüber der Türkei ihr Unverständnis und ihre 
Missbilligung über den unverhältnismäßigen Einsatz von militärischer und 
polizeilicher Gewalt zum Ausdruck gebracht? 

Seit Aufkündigung des einseitig erklärten „Waffenstillstands“ durch die PKK im 
Juni 2004 verübt die Organisation, die von der EU als terroristische Organisation 
gelistet ist, wieder verstärkt Anschläge in der Südosttürkei. In der Folge ist es zu 
verstärkten Kampfhandlungen zwischen der PKK und türkischen Sicherheits- 
kräften mit Opfern auf beiden Seiten gekommen. 

Die Bundesregierung bedauert sehr, dass bei Auseinandersetzungen zwischen 
gewaltbereiten Demonstranten und Sicherheitskräften Ende März erneut Opfer 
zu beklagen waren, darunter auch Kinder. Sie setzt sich für eine friedliche 
Lösung der Probleme im Südosten der Türkei ein und unterstützt gemeinsam mit 
den EU-Partnem die Ausweitung kultureller Rechte für die dortige Bevölke- 
rung. Sie verurteilt terroristische Aktionen mit Nachdruck. Das Thema wird in 
bilateralen Gesprächen in diesem Siime regelmäßig aufgegriffen. 


2. Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse vor, die die Behauptung, türki- 
sches Militär habe bei den Aktionen chemische Waffen eingesetzt, stützen 
oder widerlegen? 

Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse über einen Einsatz solcher Waf- 
fen vor. 


3 . Welche Bemühungen unternimmt die Bundesregierung, der Türkei deutlich 
zu machen, ob die kurdische Frage einer politischen, gewaltfreien Lösung 
bedarf? 

Die Bundesregierung setzt sich wie bisher dafür ein, dass die türkische Regie- 
rung die von der Europäischen Union in der Beitrittspartnerschaft 2005 for- 
mulierten Prioritäten weiterhin umsetzt. Darin wird die türkische Regierung un- 
ter anderem zur „Entwicklung eines umfassenden Konzepts zum Abbau des Re- 
gionalgefälles, insbesondere zur Verbesserung der Lage in der Südosttürkei, mit 
Blick auf die Förderung der wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Chancen 
für alle türkischen Bürger, einschließlich türkischer Bürger kurdischer Abstam- 
mung“ aufgefordert. Ministerpräsident Erdogan selber hat im August 2005 
erklärt, dass die „Kurdenfrage“ mit demokratischen Mitteln gelöst werden 
müsse. 
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Die Bundesregierung verfolgt den Reformprozess und insbesondere die Wah- 
rung der Menschenrechte und Grundfreiheiten in der Türkei mit großer Auf- 
merksamkeit und setzt sich bei bilateralen Gesprächen mit der türkischen Regie- 
rung auch weiterhin nachdrücklich für konsequente Verbesserungen ein. 


4. Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse vor, ob bei den Militäraktionen 
Panzer deutscher Herkunft gegen die Bevölkerung eingesetzt wurden? 

Der Bundesregierung liegen dazu keine Erkenntnisse vor. 


5. Ist die Bundesregierung der Auffassung, dass diese Militäraktionen Ein- 
fluss auf den Beitrittsprozess der Türkei in die EU haben werden? 

Die Verhandlungen mit der Türkei werden in dem Maße voranschreiten, wie die 
Türkei Fortschritte bei der Vorbereitung auf den Beitritt erzielt. Diese Fort- 
schritte werden u. a. an den politischen Kopenhagener Kriterien gemessen, 
wonach ein beitrittswilliges Land über stabile Institutionen verfügen muss, die 
Demokratie, Rechtsstaatlichkeit, Achtung der Menschenrechte sowie die Wah- 
rung der Rechte von Minderheiten und ihren Schutz gewährleisten. Im Übrigen 
wird auf die Antwort zu Frage 3 verwiesen. 
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